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253. Bundesgesetz: Änderung und Ergänzung der Konkurs- und Ausgleichsordnung.
2 5 4 . Bundesgesetz: Gehaltskassengesetz 1959.
2 5 5 . Verordnung: Bestimmte Erfordernisse bei der Hinterlegung von Mustern.
2 5 6 . Kundmachung: Aufhebung einer Bestimmung der Verordnung über die Regelung des Straßenverkehrs

(Straßenpolizei-Ordnung — StPolO.) durch den Verfassungsgerichtshof.
2 5 7 . Kundmachung: Aufhebung einer Bestimmung der Verordnung des Bundesministeriums für soziale Ver-

waltung vom 8. August 1947, BGBl. Nr. 221, durch den Verfassungsgerichtshof.
2 5 8 . Kundmachung: Aufhebung von Bestimmungen der Verordnung des Bundesministeriums für Finanzen,

betreffend die steuerliche Behandlung von Aufwendungen zur Wiederherstellung von
Gebäuden, die durch Kriegseinwirkung beschädigt oder zerstört worden sind und nicht
Bestandteil eines Betriebsvermögens sind, durch den Verfassungsgerichtshof.

2 5 9 . Kundmachung: Ratifikation des Protokolls über gewisse Abänderungen des Abkommens über die
Internationale Zivilluftfahrt durch Brasilien und Guinea.

2 6 0 . Kundmachung: Ausdehnung des Geltungsbereiches des Zollabkommens über die vorübergehende Einfuhr
von Wasserfahrzeugen und Luftfahrzeugen zum eigenen Gebrauch.

2 6 1 . Kundmachung: Weitere Beitritte und Ratifikationen zum Zollabkommen über Behälter.

2 5 3 . Bundesgesetz vom 18. November 1959,
mit dem die Konkurs- und die Ausgleichs-

ordnung geändert und ergänzt werden.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Die Konkursordnung, RGBl. Nr. 337/1914,
wird geändert und ergänzt wie folgt:

1. § 25 Abs. 1 hat zu lauten:

„Ist der Gemeinschuldner Dienstgeber und ist
das Dienstverhältnis bereits angetreten worden,
so kann es innerhalb eines Monats vom Tag der
Konkurseröffnung vom Dienstnehmer durch vor-
zeitigen Austritt, wobei die Konkurseröffnung
als wichtiger Grund gilt, vom Masseverwalter
unter Einhaltung der gesetzlichen oder der ver-
einbarten kürzeren Kündigungsfrist unter Be-
dachtnahme auf die gesetzlichen Kündigungs-
beschränkungen gelöst werden."

2. § 25 Abs. 2 hat zu entfallen. Der bisherige
Abs. 3 erhält die Bezeichnung 2.

3. § 46 hat zu lauten:

„ M a s s e f o r d e r u n g e n .

§ 46. (1) Masseforderungen sind:
1. die Kosten des Konkursverfahrens; den Ko-

sten des Konkursverfahrens sind die Kosten eines
vorhergegangenen Ausgleichsverfahrens gleich-
zuhalten, wenn der Konkurs als Anschlußkon-
kurs (§ 2 Absatz 2) eröffnet worden ist;

ferner alle Auslagen, die mit der Erhaltung,
Verwaltung und Bewirtschaftung der Masse ver-

bunden sind, einschließlich der die Masse treffen-
den Steuern, Gebühren, Zölle, Beiträge zur So-
zialversicherung und anderen öffentlichen Ab-
gaben, die während des Konkurses fällig werden.
Hiezu gehören auch die nach persönlichen Ver-
hältnissen des Gemeinschuldners bemessenen
öffentlichen Abgaben; insoweit jedoch diese Ab-
gaben nach den verwaltungsbehördlichen Fest-
stellungen auf ein anderes als das für die Kon-
kursmasse während des Konkurses erzielte Ein-
kommen entfallen, ist dieser Teil auszuscheiden;

2. alle Ansprüche aus Rechtshandlungen des
Masseverwalters und, wenn der Konkurs ab An-
schlußkonkurs (§ 2 Absatz 2) eröffnet worden
ist, alle Ansprüche aus Rechtshandlungen des
Schuldners oder des für ihn handelnden Aus-
gleichsverwalters, die nach den Bestimmungen der
Ausgleichsordnung zur Fortführung des Geschäf-
tes gestattet sind;

3. unbeschadet der Bestimmung des § 21 Ab-
satz 4 Ansprüche auf Erfüllung zweiseitiger Ver-
träge, in welche der Masseverwalter eingetreten
ist;

4. Ansprüche der Dienstnehmer, die sich aus
der Beendigung des Dienstverhältnisses ergeben,
soweit sie nach der Konkurseröffnung fällig
werden, auch wenn das Dienstverhältnis vor der
Konkurseröffnung aufgekündigt oder aufgelöst
wurde;

5. die Ansprüche aus einer grundlosen Berei-
cherung der Masse.

(2) Als Masseforderungen gelten:
a) Ansprüche der Dienstnehmer auf laufende

Dienstbezüge für die letzten dreißig Tage
vor der Konkurseröffnung oder vor dem
Ableben des Gemeinschuldners;

18 137



1648 65. Stück — Ausgegeben am 7. Dezember 1959 — Nr. 253

b) Ansprüche der Dienstnehmer, die sich aus
der Beendigung des Dienstverhältnisses
ergeben, soweit sie in den letzten dreißig
Tagen vor der Konkurseröffnung oder vor
dem Ableben des Gemeinschuldners fällig
geworden sind, jedoch nur bis zum Betrag
des für drei Monate entfallenden Entgelts.

(3) Die Bestimmungen des Absatzes 1 Z. 4 und
des Absatzes 2 gelten sinngemäß für Heimarbei-
ter (§ 2 Absatz 1 lit. a des Heimarbeitsgesetzes,
BGBl. Nr. 66/1954)."

4. § 47 Abs. 2 hat zu lauten:

„Können Masseforderungen nicht vollständig
befriedigt werden, so haben die unter § 46 Ab-
satz 1 Z. 1 fallenden, vom Masseverwalter vor-
schußweise bestrittenen Barauslagen, nach ihnen
die Masseforderungen der Dienstnehmer (Heim-
arbeiter), soweit sie sich nicht aus der Beendi-
gung von Dienstverhältnissen (Auftragsverhält-
nissen) ergeben, und die übrigen Kosten des Ver-
fahrens nach § 46 Absatz 1 Z. 1, erster Absatz,
den Vorzug vor den übrigen Masseforderungen.
Innerhalb gleicher Gruppen sind die Masseforde-
rungen verhältnismäßig zu befriedigen. Bereits
geleistete Zahlungen können jedoch nicht zurück-
gefordert werden."

5. Dem § 50 wird der Satz angefügt:

„§ 51 Absatz 2 wird hiedurch nicht berührt."

6. § 51 hat zu lauten:

„ E r s t e K l a s s e .

§ 51. (1) In die erste Klasse gehören:

1. Die Kosten des Begräbnisses des Gemein-
schuldners gemäß § 549 ABGB., wenn jedoch der
Gemeinschuldner nach der Konkurseröffnung ge-
storben ist, die mit seiner Beerdigung unvermeid-
lich verbundenen Auslagen.

2. Forderungen von Dienstnehmern und Heim-
arbeitern des Gemeinschuldners, soweit sie nicht
gemäß § 46 Masseforderungen sind oder als
solche gelten,

a) an laufenden Dienstbezügen (Heimarbeits-
entgelten) für das letzte Jahr vor der Kon-
kurseröffnung oder vor dem Ableben des
Gemeinschuldners ;

b) aus der Beendigung des Dienstverhältnisses
(Auftragsverhältnisses), sofern es im letzten
Jahr vor der Konkurseröffnung oder vor
dem Ableben des Gemeinschuldners be-
endet worden ist;

alle diese Forderungen mit der Beschränkung,
daß die Einreihung in die erste Klasse nur für
den Höchstbetrag von 14.400 S für jeden einzel-
nen Forderungsberechtigten gilt. Dieser Höchst-
betrag gilt für laufende Dienstbezüge (Heim-
arbeitsentgelte); werden außerdem oder aus-
schließlich Ansprüche aus der Beendigung des

Dienstverhältnisses (Auftragsverhältnisses) gel-
tend gemacht, so erhöht sich der Höchstbetrag
auf 18.000 S. Die Beschränkung gilt nicht für
den Anspruch auf Ersatz von Barauslagen.

3. Forderungen von Handelsagenten gegen den
Geschäftsherrn auf Zahlung der Provision und
Ersatz der Barauslagen, insoweit es sich um An-
sprüche handelt, die im letzten Jahr vor der
Konkurseröffnung erworben oder fällig gewor-
den sind, mit der Beschränkung, daß die Einrei-
hung in die erste Klasse nur für den Höchst-
betrag von 14.400 S für jeden einzelnen Forde-
rungsberechtigten gilt. Die Beschränkung gilt
nicht für den Anspruch auf Ersatz von Bar-
auslagen.

4. Forderungen von Ärzten, Hebammen, Kran-
kenwärtern und Apothekern aus berufsmäßigen
Leistungen oder Lieferungen, soweit diese For-
derungen im letzten Jahr vor der Konkurseröff-
nung oder vor dem Ableben des Gemeinschuld-
ners entstanden sind und sich auf die Person des
Gemeinschuldners, auf seine Familienmitglieder
oder auf die im Hause, im Gewerbe oder in der
Wirtschaft verwendeten Dienstpersonen beziehen.

5. Beiträge zur Sozialversicherung, jedoch nur
insoweit, als sie im letzten Jahr vor der Kon-
kurseröffnung fällig geworden sind.

(2) Können die Konkursforderungen der ersten
Klasse nicht vollständig befriedigt werden, so
haben die unter Absatz 1 Z. 1 bis 4 fallenden
(Unterklasse I a) den Vorzug vor den unter die
Z. 5 fallenden (Unterklasse I b). Untereinander
sind sie verhältnismäßig zu befriedigen."

7. § 52 hat zu lauten:

„ Z w e i t e K l a s s e .

§ 52. In die zweite Klasse gehören:

Steuern, Gebühren, Zölle, die nicht in die erste
Klasse gehörenden Beiträge zur Sozialversiche-
rung und andere öffentliche Abgaben, soweit sie
nicht früher als drei Jahre vor der Konkurs-
eröffnung fällig geworden sind und nicht schon
aus dem dafür haftenden Gut zur Zahlung ge-
langen."

8. Im § 116 wird der Betrag von „20.000 S"
durch den Betrag von „200.000 S" ersetzt.

9. Im § 169 Abs. 1 wird der Betrag von
„10.000 S" durch den Betrag von „100.000 S"
ersetzt.

10. Nach § 173 wird ein neuer § 173 a einge-
fügt, der lautet:

,.§ 173 a. Die Gläubigerschutzverbände, wel-
chen das in § 23 a der Ausgleichsordnung vor-
gesehene Vorrecht erteilt ist, sind berechtigt, auf
Grund der ihnen von Gläubigern erteilten Voll-
machten deren Forderungen anzumelden und
deren Stimmrecht durch ihre Organe auszuüben."
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Artikel II.

Die Ausgleichsordnung, RGBl. Nr. 337/1914,
wird geändert und ergänzt wie folgt:

1. § 20 c Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Auf Bestandverträge, bei denen der
Schuldner Bestandnehmer ist, sowie auf Dienst-
verträge, bei denen der Schuldner Dienstgeber
ist, sind die Vorschriften des § 20 b mit der Än-
derung anzuwenden, daß an die Stelle der Be-
fugnis zur Ablehnung der Erfüllung oder der
weiteren Erfüllung die Ermächtigung tritt, das
Vertragsverhältnis ohne Rücksicht auf die ver-
einbarte Vertragsdauer oder eine längere Kün-
digungsfrist unter Einhaltung der gesetzlichen
oder der vereinbarten kürzeren Kündigungsfrist
unter Bedachtnahme auf die gesetzlichen Kün-
digungsbeschränkungen zu lösen."

2. Im § 20 d werden die Worte „den Betrag
von 1600 S" ersetzt durch die Worte „den von
ihm nach dieser Gesetzesstelle zu beanspruchen-
den Höchstbetrag".

3. § 23 2. 1 hat zu lauten:

„1. Die Kosten des Ausgleichsverfahrens;
ferner alle Auslagen, die mit der Beaufsichtigung

der Geschäftsführung des Schuldners und der
Prüfung seines Vermögensstandes verbunden
sind, einschließlich der Steuern, Gebühren, Zölle,
Beiträge zur Sozialversicherung und anderen
öffentlichen Abgaben, die während des Verfah-
rens fällig werden oder nicht früher als drei
Jahre vor der Eröffnung des Verfahrens fällig
geworden sind und nicht schon aus dem dafür
haftenden Gut zur Zahlung gelangen."

4. § 23 Z. 3 hat zu lauten:

„3. Forderungen von Dienstnehmern und
Heimarbeitern des Schuldners

a) an laufenden Dienstbezügen (Heimarbeits-
entgelten) für das letzte Jahr vor der Er-
öffnung des Verfahrens oder vor dem Ab-
leben des Schuldners,

b) aus der Beendigung des Dienstverhältnisses
(Auftragsverhältnisses), sofern es im letzten
Jahr vor der Eröffnung des Verfahrens
oder vor dem Ableben des Schuldners be-
endet worden ist;

alle diese Forderungen mit der Beschränkung,
daß das Vorrecht nur für den Höchstbetrag von
14.400 S für jeden einzelnen Forderungsberech-
tigten gilt. Dieser Höchstbetrag gilt für laufende
Dienstbezüge (Heimarbeitsentgelte); werden
außerdem oder ausschließlich Ansprüche aus der
Beendigung des Dienstverhältnisses (Auftrags-
verhältnisses) geltend gemacht, so erhöht sich der
Höchstbetrag auf 18.000 S. Die Beschränkung gilt
nicht für den Anspruch auf Ersatz von Bar-
auslagen."

5. § 23 Z. 4 hat zu lauten:

„4. Forderungen von Handelsagenten gegen
den Geschäftsherrn auf Zahlung der Provision
und Ersatz der Barauslagen, insoweit es sich um
Ansprüche handelt, die im letzten Jahr vor der
Eröffnung des Verfahrens erworben oder fällig
geworden sind, mit der Beschränkung, daß das
Vorrecht nur für den Höchstbetrag von 14.400 S
gilt. Die Beschränkung gilt nicht für den An-
spruch auf Ersatz von Barauslagen."

6. Im § 23 a Abs. 3 und im § 33 Abs. 3 treten
an die Stelle der Worte „das Ausgleichsgericht"
die Worte „der Ausgleichskommissär".

7. Nach § 63 wird ein neuer § 63 a eingefügt,
der lautet:

„§ 63 a. Die Gläubigerschutzverbände, welchen
das im § 23 a vorgesehene Vorrecht erteilt ist,
sind berechtigt, auf Grund der ihnen von Gläu-
bigern erteilten Vollmachten deren Forderungen
anzumelden und deren Stimmrecht durch ihre
Organe auszuüben."

Artikel III.

Die Verordnung über die Rangstellung der
Beitragsrückstände zur Sozialversicherung im
Konkursverfahren vom 7. Mai 1942, Deutsches
RGBl. I S. 330, der § 33 des Angestelltengesetzes
vom 11. Mai 1921, BGBl. Nr . 292, und der § 33
des Gutsangestelltengesetzes vom 26. September
1923, BGBl. Nr . 538, werden aufgehoben.

Artikel IV.

(1) Auf Konkurse, Anschlußkonkurse und Aus-
gleichsverfahren, die vor dem Tag des Inkraft-
tretens dieses Bundesgesetzes eröffnet worden
sind, finden die bisher geltenden Vorschriften
Anwendung; im Fall der Wiederaufnahme eines
Konkurses (§ 158 Abs. 2 der Konkursordnung)
jedoch ist der Tag des Wiederaufnahmebeschlusses
maßgebend.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Justiz betraut.

Schärf
Raab Tschadek

2 5 4 . Bundesgesetz vom 18. November 1959,
über die Pharmazeutische Gehaltskasse für

Österreich (Gehaltskassengesetz 1959).

Der Nationalrat hat beschlossen:

I. ABSCHNITT.

Allgemeine Bestimmungen.

W i r k u n g s k r e i s u n d Z w e c k .

§ 1. (1) Die Pharmazeutische Gehaltskasse für
Österreich (im folgenden Gehaltskasse genannt)
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ist eine Körperschaft öffentlichen Rechtes und er-
streckt ihren Wirkungskreis auf das gesamte
Bundesgebiet. Sie hat ihren Sitz in Wien. Die
Gehaltskasse ist berechtigt, das Wappen der Re-
publik Österreich mit der Aufschrift „Pharma-
zeutische Gehaltskasse für Österreich" zu führen.

(2) Der Gehaltskasse obliegt nach Maßgabe
dieses Bundesgesetzes

a) die Bemessung und Auszahlung der Bezüge
aller in öffentlichen Apotheken oder in
Anstaltsapotheken auf Grund eines Dienst-
vertrages angestellten vertretungsberechtig-
ten Apotheker, Aspiranten und Dispen-
santen sowie die Gewährung von Zuwen-
dungen an Pharmazeuten und deren Hin-
terbliebene;

b) die Verrechnung ärztlicher Verschreibungen
(Rezepte), auf Grund deren die öffentlichen
Apotheken und die Anstaltsapotheken
Arzneimittel für Rechnung der Sozialver-
sicherungsträger und sonstiger juristischer
Personen abzugeben haben, denen auf
Grund gesetzlicher Vorschriften beim
Arzneimittelbezug Nachlässe zu gewähren
sind (begünstigte Bezieher);

c) die unentgeltliche, gemeinnützige Stellen-
vermittlung für Mitglieder.

§ 2. (1) Die Behörden, gesetzlichen Interessen-
vertretungen sowie die Träger der Sozialversiche-
rung haben innerhalb ihres Wirkungskreises der
Gehaltskasse auf Verlangen die zur Erfüllung
ihrer Obliegenheiten erforderlichen Auskünfte zu
erteilen und die Gehaltskasse bei der Erfüllung
ihrer Aufgaben zu unterstützen. Zu gleichem
Verhalten ist die Gehaltskasse den Behörden,
den gesetzlichen Interessenvertretungen sowie
den Trägern der Sozialversicherung gegenüber
verpflichtet.

(2) Die Verwaltungsbehörden haben der Ge-
haltskasse die Erteilung von Apothekenkon-
zessionen, den Übergang von Realgerechtsamen
an Apotheken, die Genehmigung von Anstalts-
apotheken, die Bewilligung der Verpachtung
einer Apotheke, die Bestellung eines verantwort-
lichen Leiters sowie die Genehmigung eines Fort-
betriebsrechtes nach dem Apothekengesetz,
RGBl. Nr. 5/1907, mitzuteilen. Desgleichen ob-
liegt den Verwaltungsbehörden die Mitteilung
des Erlöschens dieser auf den Apothekenbetrieb
Bezug habenden Berechtigungen.

M i t g l i e d s c h a f t .

§ 3. (1) Die Gehaltskasse ist in die Abteilung
der Dienstnehmer und in die Abteilung der
Dienstgeber zu gliedern.

(2) Mitglieder der Gehaltskasse in der Ab-
teilung der Dienstnehmer sind alle in öffentlichen
Apotheken oder in Anstaltsapotheken tätigen

pharmazeutischen Fachkräfte (vertretungsberech-
tigte Apotheker, Aspiranten) und Dispensanten
sowie die durch ein Mandat zu einem allgemeinen
Vertretungskörper oder zu einer Standesvertre-
tung der Apotheker, die Kollektivvertragsfähig-
keit besitzt, an der Ausübung ihres Berufes ver-
hinderten pharmazeutischen Fachkräfte, soweit
nicht die Voraussetzungen für die Mitgliedschaft
zur Gehaltskasse in der Abteilung der Dienst-
geber vorliegen.

(3) Mitglieder der Gehaltskasse in der Ab-
teilung der Dienstgeber sind alle physischen und
juristischen Personen, die nach den Bestimmun-
gen des Apothekengesetzes die Berechtigung zum
Betriebe einer öffentlichen Apotheke oder einer
Anstaltsapotheke besitzen und diese Berechtigung
auch ausüben, sowie die Miteigentümer solcher
Apotheken, insofern diese in ihrer Apotheke als
pharmazeutische Fachkräfte oder als Dispensanten
tätig sind; im Falle der Verpachtung einer öffent-
lichen Apotheke tritt an Stelle der Berechtigten
und der Miteigentümer der Pächter.

B e g i n n u n d E n d e d e r M i t g l i e d -
s c h a f t .

§ 4. (1) Die Mitgliedschaft beginnt für die
Dienstnehmer mit dem Tage des Beginnes des
Dienstverhältnisses, für die Dienstgeber mit dem
Tage, mit dem die Voraussetzungen für die Mit-
gliedschaft nach § 3 Abs. 3 gegeben sind.

(2) Die Mitgliedschaft endet für die Dienst-
nehmer mit dem Tage der Beendigung des
Dienstverhältnisses, für die Dienstgeber mit dem
Tage der Verpachtung, der Übergabe oder der
Auflassung des Betriebes. Jedoch bleiben stellen-
los gewordene pharmazeutische Fachkräfte und
Dispensanten weiterhin Mitglieder, wenn und
solange sie auf ihren Antrag von der Gehalts-
kasse als stellensuchend geführt werden.

A u f b r i n g u n g d e r M i t t e l .

§ 5. Die für die Erfüllung der Aufgaben der
Gehaltskasse erforderlichen Mittel werden auf-
gebracht durch:

a) Mitgliedsbeiträge,
b) Gehaltskassenumlagen,
c) Riskenausgleichsbeiträge,
d) Anrechnungsbeträge für Dienstzeiten-

anrechnung,
e) Konzessionstaxen und Strafgelder gemäß

den Bestimmungen des Apothekengesetzes,
f) Zuwendungen und sonstige Einkünfte.

M i t g l i e d s b e i t r ä g e .

§ 6. (1) Für die Dauer ihrer Mitgliedschaft
haben alle der Gehaltskasse angehörenden Per-
sonen Mitgliedsbeiträge zu entrichten. Die Höhe
der Mitgliedsbeiträge ist vom Vorstand nach
Maßgabe des Abs. 2 zu beschließen.
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(2) Die Höhe der Mitgliedsbeiträge darf monat-
lich höchstens betragen:

a) bei Mitgliedern in der Abteilung der
Dienstnehmer, die von der Gehaltskasse be-
soldet werden, 8 v. H . des ihnen gemäß
den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes
zustehenden Monatsbezuges;

b) bei Riskenausgleichern (§ 8) sowie bei Mit-
eigentümern, die nicht verantwortliche
Leiter einer Apotheke sind, 8 v. H . des
Monatsbezuges, der ihnen im Falle der Be-
soldung durch die Gehaltskasse nach den
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes zu-
stehen würde;

c) bei Mitgliedern in der Abteilung der
Dienstgeber, ausgenommen die Miteigen-
tümer, 1 v. H . der für einen im Volldienst
stehenden vertretungsberechtigten Apo-
theker monatlich zu entrichtenden Gehalts-
kassenumlage zuzüglich 8 v. H . der Umlage,
die für jeden in der Apotheke tätigen ver-
tretungsberechtigten Apotheker, Aspiranten
und Dispensanten zu leisten ist, sowie
0'1 v. H . des Betrages des in ihrer Apo-
theke im vorangegangenen Kalenderjahr
mit den begünstigten Beziehern getätigten
Umsatzes. Werden keine vertretungsberech-
tigten Apotheker, Aspiranten und Dispen-
santen in der Apotheke beschäftigt, ist an
Stelle des Betrages von 1 v. H . der für
einen im Volldienst stehenden vertretungs-
berechtigten Apotheker monatlich zu ent-
richtenden Gehaltskassenumlage 8 v. H .
dieser Umlage zu entrichten.

(3) Den durch die Gehaltskasse besoldeten Mit-
gliedern in der Abteilung der Dienstnehmer wer-
den die Mitgliedsbeiträge von ihrem Gehalt oder
von ihrer Entlohnung anläßlich der Bezugs-
auszahlung von der Gehaltskasse monatlich ein-
behalten.

(4) Der Leiter einer öffentlichen Apotheke
(Konzessionsträger, Inhaber, Pächter oder ver-
antwortlicher Leiter) oder einer Anstaltsapotheke
hat die vom Dienstgeber und von den Risken-
ausgleichern (§ 8) zu leistenden Beiträge monat-
lich an die Gehaltskasse abzuführen.

G e h a l t s k a s s e n u m l a g e n .

§ 7. (1) Die Mitglieder der Gehaltskasse in der
Abteilung der Dienstgeber haben für jede in
ihrer Apotheke auf Grund eines Dienstvertrages
angestellte pharmazeutische Fachkraft und für
jeden Dispensanten monatlich eine Umlage an die
Gehaltskasse zu entrichten.

(2) Bei Berechnung der Gehaltskassenumlage,
die für einen im Volldienst stehenden vertre-
tungsberechtigten Apotheker monatlich zu ent-
richten ist, ist von dem für ein Jahr erforder-
lichen Besoldungsaufwand aller durch die Ge-
haltskasse zu besoldenden vertretungsberechtigten

Apotheker auszugehen; dieser Betrag ist um
1 v. H . des Besoldungsaufwandes sowie um den
für ein Jahr veranschlagten sonstigen Aufwand
der Gehaltskasse zu vermehren. Die so ermittelte
Summe ist durch jene Mitgliederzahl zu teilen,
die sich bei Umrechnung der im Voll- und Teil-
dienst stehenden von der Gehaltskasse zu be-
soldenden vertretungsberechtigten Apotheker auf
volldienstleistende vertretungsberechtigte Apo-
theker ergibt; der zwölfte Teil hievon ist der
Betrag der für einen im Volldienst stehenden
vertretungsberechtigten Apotheker monatlich zu
entrichtenden Gehaltskassenumlage.

(3) Für Aspiranten und Dispensanten sind die
Umlagen sinngemäß entsprechend den Bestim-
mungen des Abs. 2 zu berechnen.

(4) Die Höhe der Gehaltskassenumlagen ist
vom Vorstand zu beschließen und nach den Be-
stimmungen dieses Bundesgesetzes kundzu-
machen.

(5) Die Gehaltskassenumlage ist auch für jene
Zeiten zu entrichten, während derer dem Dienst-
nehmer gemäß den Bestimmungen des Ange-
stelltengesetzes, BGBl. Nr . 292/1921, eine Ab-
fertigung gebührt und diese nach den Bestim-
mungen des § 14 Abs. 3 dieses Bundesgesetzes
nicht vom Dienstgeber zu bezahlen ist.

R i s k e n a u s g l e i c h .

§ 8. (1) Die Nachkommen eines Mitgliedes der
Gehaltskasse in der Abteilung der Dienstgeber,
die in dessen Apotheke im pharmazeutischen
Dienst stehen, können für die Dauer dieser
Tätigkeit auf die Besoldung durch die Gehalts-
kasse verzichten. Die Verzichtserklärung ist
schriftlich aus Anlaß der erstmaligen Anmeldung
bei der Gehaltskasse abzugeben; sie ist unwider-
ruflich.

(2) Die Vorfahren eines Mitgliedes der Ge-
haltskasse in der Abteilung der Dienstgeber, die
in dessen Apotheke im pharmazeutischen Dienst
stehen, werden für die Dauer dieser Tätigkeit
durch die Gehaltskasse nicht besoldet.

(3) Für jeden Nachkommen, der auf die Be-
soldung durch die Gehaltskasse verzichtet hat,
sowie für jeden der im Abs. 2 angeführten Vor-
fahren hat das der Gehaltskasse in der Abteilung
der Dienstgeber angehörende Mitglied statt der
Gehaltskassenumlage monatlich einen Risken-
ausgleichsbeitrag zu entrichten.

(1) Die Zahlung des Riskenausgleichsbeitrages
für die in den Abs. 1 und 3 genannten Per-
sonen entfällt, wenn die monatlichen Gehalts-
bezüge, die ihnen bei Besoldung durch die Ge-
haltskasse nach diesem Bundesgesetz gebühren
würden, die Höhe der Gehaltskassenumlage er-
reichen oder überschreiten.

(5) Auf den Ehegatten eines der Gehaltskasse
in der Abteilung der Dienstgeber angehörenden
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Mitgliedes, der in dessen Apotheke im phar-
mazeutischen Dienst tätig ist, sind die Bestim-
mungen der Abs. 1, 3 und 4 sinngemäß anzu-
wenden.

(6) Der Riskenausgleichsbeitrag ist derart zu
berechnen, daß zunächst der Betrag ermittelt
wird, der im vergangenen Jahr für Nachkommen
und Ehegatten, die auf eine Besoldung durch die
Gehaltskasse verzichtet haben, sowie für die im
Abs. 2 angeführten Vorfahren an Gehaltskassen-
umlagen insgesamt zu leisten gewesen wäre. Von
dieser Summe ist der Betrag abzuziehen, der bei
Besoldung dieser Personen durch die Gehaltskasse
während desselben Zeitraumes hätte aufgewendet
werden müssen. Dieser verbleibende Rest ist um
20 v. H . zu kürzen und durch die Zahl der
Riskenausgleicher zu teilen; der zwölfte Teil
hievon ergibt den monatlich zu entrichtenden
Riskenausgleichsbeitrag.

(7) Die Gehaltskasse hat den Riskenausgleichs-
beitrag jeweils im Monat Dezember für das fol-
gende Jahr zu berechnen und nach den Bestim-
mungen dieses Bundesgesetzes kundzumachen.

Z a h l u n g d e r G e h a l t s k a s s e n u m -
l a g e n u n d d e s R i s k e n a u s g l e i c h s .

§ 9. (1) Die Gehaltskasse hat zu Beginn eines
jeden Monats dem Leiter einer öffentlichen Apo-
theke (Konzessionsträger, Inhaber, Pächter oder
verantwortlichen Leiter) oder einer Anstalts-
apotheke die nach den Bestimmungen dieses
Bundesgesetzes von ihm abzuführenden Mit-
gliedsbeiträge, Gehaltskassenumlagen und Risken-
ausgleichsbeiträge vorzuschreiben.

(2) Auf Verlangen ist dem Dienstgeber ein Vor-
schreibungsbescheid zu erteilen.

(3) Der Leiter einer öffentlichen Apotheke
oder einer Anstaltsapotheke ist verpflichtet, die
gemäß § 6 Abs. 4 abzuführenden Mitgliedsbei-
träge, die vom Dienstgeber zu leistenden Gehalts-
kassenumlagen und den Riskenausgleichsbeitrag
an die Gehaltskasse bis zum 20. eines jeden
Monats im vorhinein zu entrichten.

(4) Die Gehaltskasse ist berechtigt, ihre gemäß
Abs. 3 fälligen Forderungen sowie die für Rück-
stände ihr selbst durch die Säumnis entstandenen
Kosten auf Rezeptbeträge, die den säumigen In-
habern öffentlicher Apotheken oder Anstalts-
apotheken nach § 36 zustehen, aufzurechnen. Als
Inhaber ist derjenige anzusehen, auf dessen Rech-
nung der Betrieb geführt wird.

(5) Zahlungsrückstände sind gemäß den Be-
stimmungen des § 3 des Verwaltungs-Voll-
streckungsgesetzes 1950, BGBl. Nr . 172, auf
Grund eines Rückstandsausweises einzutreiben.

(6) Für die Befriedigung der der Gehaltskasse
gegen Dienstgeber gesetzlich zustehenden For-
derungen im Konkurs- und im Ausgleichsver-

fahren gelten die Vorschriften der Konkurs- und
der Ausgleichsordnung über die Steuern und Ge-
bühren.

M e l d u n g e n .

§ 10. (1) Der Leiter einer öffentlichen Apotheke
(Konzessionsträger, Inhaber, Pächter oder ver-
antwortlicher Leiter) oder einer Anstaltsapotheke
ist verpflichtet, der Gehaltskasse binnen drei
Tagen die Aufnahme und die Beendigung der
Tätigkeit einer pharmazeutischen Fachkraft sowie
eines Dispensanten zu melden.

(2) Wird eine Anmeldung unterlassen oder eine
dem tatsächlichen Dienstausmaß widersprechende
Meldung erstattet, so sind die der Gehaltskasse
hiedurch entgangenen Gehaltskassenumlagen,
Riskenausgleichsbeiträge und Mitgliedsbeiträge
nachzuzahlen. Gleichzeitig ist ein Säumniszu-
schlag in der Höhe von 6 v. H. der nachzuzah-
lenden Beträge zu leisten.

(3) Ansprüche im Sinne des Abs. 2 erlöschen
mit Ablauf von sechs Jahren nach Kenntnis der
die Zahlungspflicht begründenden Umstände.

II. ABSCHNITT.

Leistungen der Gehaltskasse.

A. Bemessung und Auszahlung der Bezüge.

G e h a l t u n d E n t l o h n u n g .

§ 11. Die Gehaltskasse hat die Bezüge (Ge-
halt, Entlohnung, Familienzulagen, Sonderzah-
lungen) aller in öffentlichen Apotheken und in
Anstaltsapotheken auf Grund eines Dienstver-
trages angestellten Pharmazeuten (vertretungs-
berechtigte Apotheker, Aspiranten und Dispen-
santen) nach Maßgabe der folgenden Bestim-
mungen zu bemessen und auszuzahlen.

§ 12. (1) Der Bemessung der den angestellten
Pharmazeuten gebührenden Bezüge sind Ge-
halts(Entlohnungs)schemen zugrunde zu legen.
Die Gehaltsschemen für vertretungsberechtigte
Apotheker und Dispensanten haben 18 Gehalts-
stufen zu umfassen, das Entlohnungsschema für
Aspiranten hat aus vier Entlohnungsstufen zu
bestehen. Die Gehalts(Entlohnungs)schemen, die
Höhe der Familienzulagen sowie die Höhe
und Anzahl der Sonderzahlungen sind vom Vor-
stand nach Anhörung der Kollektivvertrags-
partner festzusetzen und kundzumachen.

(2) Der für die niedrigste Gehaltsstufe des Ge-
haltsschemas für vertretungsberechtigte Apothe-
ker festzusetzende Gehalt darf den nach § 28
Aus. 3 des Gehaltsgesetzes 1956, BGBl. Nr. 54,
einem Beamten der Verwendunggruppe A in der
ersten Gehaltsstufe der III. Dienstklasse gebüh-
renden Gehalt nicht unterschreiten. Der für die
höchste Gehaltsstufe dieses Gehaltsschemas fest-
zusetzende Gehalt darf nicht geringer sein als
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der nach der vorgenannten Bestimmung des Ge-
haltsgesetzes einem Beamten in der dritten Ge-
haltsstufe der VII. Dienstklasse gebührende Ge-
halt.

(3) Der Gehalt eines Dispensanten hat min-
destens 60 v. H . und höchstens 80 v. H . des Ge-
halts eines vertretungsberechtigten Apothekers
in der gleichen Gehaltsstufe zu betragen.

(4) Die einem Aspiranten gebührende Ent-
lohnung ist mit mindestens 20 v. H . und höch-
stens 50 v. H. der für einen im Volldienst stehen-
den vertretungsberechtigten Apotheker monat-
lich zu entrichtenden Gehaltskassenumlage (§ 7
Abs. 2) festzusetzen.

(5) Die Einreihung in eine Gehalts(Entloh-
nungs)stufe hat sich nach den in öffentlichen
Apotheken oder in Anstaltsapotheken als ver-
tretungsberechtigter Apotheker, Dispensant oder
Aspirant tatsächlich zurückgelegten und bei der
Gehaltskasse gemeldeten Dienstzeiten und bei
vertretungsberechtigten Apothekern und Dispen-
santen außerdem nach den für die Vorrückung
in höhere Bezüge angerechneten Zeiträumen
(§§ 15 bis 21) zu richten.

(6) Die Vorrückungsfrist in die nächsthöhere
Gehaltsstufe hat zwei im Volldienst zurück-
gelegte oder als Volldienst angerechnete Jahre,
die Vorrückungsfrist in die nächsthöhere Ent-
lohnungsstufe ein Halbjahr zu betragen.

§ 13. (1) Die in den Gehalts(Entlohnungs)-
schemen angeführten Bezüge haben sich auf das
jeweils als Volldienst geltende Dienstausmaß und
auf einen vollen Kalendermonat ohne Rücksicht
auf die tatsächliche Anzahl der Tage zu beziehen.

(2) Die Festsetzung des Dienstausmaßes des
Volldienstes (10/10-Dienst) bleibt der kollektiv-
vertraglichen Regelung vorbehalten; besteht kein
Kollektivvertrag, so hat als Volldienst eine
monatliche Dienstleistung von 180 Stunden, be-
zogen auf den mit 30 Tagen angenommenen
Monat, zu gelten.

(3) Nicht vollbeschäftigte Dienstnehmer haben
die ihrem Dienstausmaß entsprechenden Teile der
Bezüge zu erhalten.

(4) Ergeben sich bei Berechnung des Teildienstes
Bruchteile von Zehnteln, so ist der Umfang des
Teildienstes mit einer der Dienstzeit jeweils
nächstkommenden höheren Zahl vom vollen
Zehntel des normalen Monatsvolldienstes, jedoch
nicht unter 2/10 zu bemessen.

§ 14. (1) Entgelte für Dienstleistungen, die über
das im § 13 Abs. 2 angeführte Ausmaß des Voll-
dienstes hinausgehen, sowie Entgelte für Dienst-
leistungen besonderer Ar t (zum Beispiel Leiter-
zulagen, Belastungszulagen u. dgl.) sind vom
Dienstgeber selbst zu entrichten. Derartige An-
sprüche können nur dem Dienstgeber gegenüber
geltend gemacht werden.

(2) Das gleiche gilt, wenn im Dienstvertrag
sonstige höhere als die nach den Bestimmungen
dieses Bundesgesetzes gebührenden Entgelte be-
dungen worden sind.

(3) Ebenso sind Ersatzansprüche des Dienst-
nehmers wegen einer vom Dienstgeber ver-
schuldeten vorzeitigen Auflösung des Dienst-
verhältnisses einschließlich einer allfälligen Ab-
fertigung sowie Ersatzansprüche wegen einer vom
Dienstgeber verschuldeten Verzögerung des
Dienstantrittes nur gegen den Dienstgeber
geltend zu machen.

A n r e c h n u n g v o n D i e n s t z e i t e n .

§ 15. (1) Den von der Gehaltskasse zu be-
soldenden Dienstnehmern sind ohne Ansuchen
für die Vorrückung in höhere Bezüge anzu-
rechnen:

a) die Zeiten, während deren sie Mitglieder
der Gehaltskasse in der Abteilung der
Dienstgeber waren;

b) Zeiten, während deren sie Funktionäre in
der Österreichischen Apothekerkammer,
der Pharmazeutischen Gehaltskasse für
Österreich oder einer sonstigen Standesver-
tretung der Apotheker, die Kollektiv-
vertragsfähigkeit besitzt, waren;

c) Zeiten, während deren sie nach Erlangung
der Mitgliedschaft zur Gehaltskasse auf
Grund eines Mandates zu einem all-
gemeinen Vertretungskörper oder zu einer
beruflichen Interessenvertretung an der
Ausübung des pharmazeutischen Berufes
verhindert waren.

(2) Dienstnehmern sind auf Ansuchen für die
Vorrückung in höhere Bezüge anzurechnen:

a) die vor Geltung des Gehaltskassengesetzes,
BGBl. Nr . 23/1928, im Volldienst in einer
öffentlichen oder in einer Anstaltsapotheke
zurückgelegten Zeiten, für die die Gehalts-
auszahlung unmittelbar oder mittelbar
durch die „Allgemeine Gehaltskasse der
Apotheker Österreichs" erfolgte, zuzüglich
eines Fünftels ihrer tatsächlichen Dauer;

b) die Militärdienstzeit als Angehöriger der
österreichisch-ungarischen Armee in den
Kalenderjahren 1914 bis einschließlich 1918
und Behinderungszeiten im Sinne des § 6
der Vollzugsanweisung des Staatsamtes für
Volksgesundheit, StGBl. Nr . 136/1919;

c) Zeiten, während deren der Dienstnehmer
unter der Voraussetzung des Besitzes der
österreichischen Staatsbürgerschaft am
13. März 1938

1. nach dem 13. März 1938 durch mili-
tärische Dienstleistung, durch Kriegs-
gefangenschaft oder einen anderen durch
Krieg gegebenen Grund oder



1654 65. Stück — Ausgegeben am 7. Dezember 1959 — Nr. 254

2. vom 4. März 1933 bis 13. März 1938 aus
politischen Gründen — außer wegen
nationalsozialistischer Betätigung — oder

3. vom 13. März 1938 bis 27. April 1945
aus politischen Gründen oder aus Grün-
den der Abstammung

von der Ausübung der pharmazeutischen
Berufstätigkeit ausgeschlossen war;

d) Zeiten, während deren der Dienstnehmer
wegen Ableistung der Wehrpflicht gemäß
dem Wehrgesetz, BGBl. Nr. 181/1955, an
der Ausübung des pharmazeutischen Be-
rufes verhindert war;

e) Zeiten, während deren die Ausübung des
Berufes infolge Heilbehandlung wegen einer
nach den Bestimmungen des Kriegsopfer-
versorgungsgesetzes 1957 anerkannten
Dienstbeschädigung oder einer nach dem
Opferfürsorgegesetz, BGBl. Nr. 183/1947,
anerkannten schweren Gesundheitsschädi-
gung unmöglich war;

f) Zeiten vor dem 1. April 1951, während
deren eine pharmazeutische Fachkraft oder
ein Dispensant als Miteigentümer in seiner
Apotheke tätig war.

§ 16. (1) Dienstnehmern können auf Ansuchen
für die Vorrückung in höhere Bezüge ferner an-
gerechnet werden:

a) Zeiten, während deren der Dienstnehmer
infolge Stellenlosigkeit, Krankheit oder aus
anderen nicht in seiner Person gelegenen
Gründen an der Ausübung des Apotheker-
berufes verhindert war;

b) nach Erlangung des Magisterdiploms an
einer österreichischen Hochschule verbrachte
Ausbildungszeiten bis zum Höchstausmaß
von vier Jahren, sofern der erfolgreiche
Abschluß dieser Ausbildung nachgewiesen
wird;

c) die im § 1 P. 1, 3, 8 und 9 der Verordnung
des Ministers für Volksgesundheit vom
2. Oktober 1918, RGBl. Nr. 360, betreffend
die Bezeichnung der mit dem pharma-
zeutischen Berufe zusammenhängenden
oder demselben verwandten Beschäfti-
gungen, in der Fassung der Verordnung
des Bundesministeriums für soziale Ver-
waltung vom 17. Dezember 1923, BGBl.
Nr. 6/1924, angeführten Beschäftigungen;

d) Zeiten pharmazeutischer Berufsbetätigung
in öffentlichen Apotheken oder in Anstalts-
apotheken außerhalb der Republik Öster-
reich bis zum Höchstausmaß von zwei
Jahren;

e) Zeiten, während deren der Dienstnehmer
unter der Voraussetzung des Besitzes der
österreichischen Staatsbürgerschaft am
13. März 1938

1. nach dem 13. März 1938 durch mili-
tärische Dienstleistungen, durch Kriegs-
gefangenschaft oder einen anderen durch
Krieg gegebenen Grund oder

2. vom 4. März 1933 bis 13. März 1938
aus politischen Gründen — außer wegen
nationalsozialistischer Betätigung — oder

3. vom 13. März 1938 bis 27. April 1945
aus politischen Gründen oder aus Grün-
den der Abstammung

am Beginn oder an der Fortsetzung des
pharmazeutischen Studiums behindert
war;

f) Zeiten, während deren der Dienstnehmer
wegen Ableistung der Wehrpflicht gemäß
dem Wehrgesetz, BGBl. Nr. 181/1955, am
Beginn oder an der Fortsetzung des phar-
mazeutischen Studiums behindert war.

(2) Für Anrechnungen nach Abs. 1 lit. a bis d
ist ein Anrechnungsbetrag für jeden ganz oder
teilweise angerechneten Monat zu entrichten.
Die Höhe des Anrechnungsbetrages ist vom
Vorstand der Gehaltskasse festzusetzen; sie darf
für jeden angerechneten Monat 10 v. H. der
Gehaltskassenumlage, die für einen im Voll-
dienst stehenden vertretungsberechtigten Apo-
theker zu entrichten ist, nicht übersteigen.

§ 17. Um die Anrechnung der im § 15 Abs. 2
und im § 16 genannten Zeiten haben die im
Zeitpunkte des Inkrafttretens dieses Bundesge-
setzes von der Gehaltskasse besoldeten Dienst-
nehmer binnen Jahresfrist nach Wirksamwerden
dieses Bundesgesetzes schriftlich anzusuchen. An-
sonsten ist binnen Jahresfrist vom Tage der erst-
maligen Anmeldung bei der Gehaltskasse an ge-
rechnet schriftlich anzusuchen.

§ 18. Dienstnehmern, die aus nicht in ihrer
Person gelegenen Gründen an der Leistung des
Volldienstes verhindert waren, können Teil-
dienste von 2/10 bis 4/10 auf 5/10 und von 5/10 und
darüber auf 10/10 gegen Entrichtung eines Be-
trages, der der Differenz des tatsächlich gelei-
steten Mitgliedsbeitrages auf den Mitgliedsbei-
trag entspricht, der auf Grund des der aufgewer-
teten Dienstzeit gebührenden Gehaltes zu leisten
gewesen wäre, bis zu einem Höchstausmaß der
Aufwertung von drei Jahren angerechnet wer-
den.

§ 19. Eine mehrfache Anrechnung desselben
Zeitraumes findet nicht statt.

§ 20. (1) Die auf Grund angerechneter Zeiten
sich ergebenden Vorrückungen sind mit Wirk-
samkeit vom Tage des Ansuchens durchzuführen.

(2) Der Anrechnungsbetrag ist vom Anrech-
nungswerber binnen Monatsfrist nach Erhalt des
Bescheides über die Anrechnung auf einmal zu
entrichten.
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(3) Wenn die einmalige Entrichtung des An-
rechnungsbetrages eine unvertretbare Härte dar-
stellt, kann dem Anrechnungswerber die Ein-
behaltung des Anrechnungsbetrages in höchstens
48 Monatsraten bewilligt werden.

§ 21. Über die Anrechnung von Dienstzeiten
anläßlich der ersten Anmeldung zur Gehaltskasse
und über die Anrechnung von Dienstzeiten für
die Vorrückung in höhere Bezüge hat die Ge-
haltskasse Bescheide zu erlassen.

F a m i l i e n z u l a g e n .

§ 22. Familienzulagen sind die Kinderzulage,
die Haushaltszulage und die Aushilfe.

§ 23. (1) Dem von der Gehaltskasse besoldeten
Dienstnehmer gebührt für jedes eigene Kind, das
das 21. Lebensjahr noch nicht vollendet hat und
als unversorgt anzusehen ist, eine Kinderzulage.
Einem von der Gehaltskasse besoldeten Dienst-
nehmer männlichen Geschlechts gebührt jedoch
eine Kinderzulage für ein uneheliches Kind nur
für die Zeit, für die die Verpflichtung zur Un-
terhaltsleistung besteht.

(2) Für ein älteres, anderweitig nicht versorgtes
eigenes Kind kann die Kinderzulage auf Antrag
zuerkannt werden,

a) wenn das Kind infolge körperlicher oder
geistiger Gebrechen oder infolge schwerer
Krankheit dauernd außerstande ist, sich
selbst seinen Unterhalt zu verschaffen,

b) längstens bis zur Vollendung des 24. Le-
bensjahres, wenn das Kind wegen Studien
oder erweiterter fachlicher Ausbildung die
Selbsterhaltungsfähigkeit noch nicht er-
langt hat,

c) über das vollendete 24. Lebensjahr für
einen angemessenen Zeitraum, wenn das
Kind die Selbsterhaltungsfähigkeit deshalb
noch nicht erlangt hat, weil es ein Stu-
dium oder eine erweiterte fachliche Aus-
bildung wegen nicht überwindbarer Hin-
dernisse nicht rechtzeitig beginnen oder
vollenden konnte.

Die Bestimmung des Abs. 1 zweiter Satz gilt
auch in diesen Fällen.

(3) Kommt eine Kinderzulage nach Abs. 1 nicht
in Betracht, so kann dem von der Gehaltskasse
besoldeten Dienstnehmer in berücksichtigungs-
würdigen Fällen auf Antrag für jedes zu seinem
Haushalt gehörende und von ihm ganz oder teil-
weise erhaltene Kind, welches das 21. Lebens-
jahr noch nicht vollendet hat und als unver-
sorgt anzusehen ist, eine Kinderzulage zuerkannt
werden. Zum Haushalt des von der Gehaltskasse
besoldeten Dienstnehmers gehört ein Kind dann,
wenn es nicht verheiratet ist und bei einheitlicher
Wirtschaftsführung unter Leitung des von der
Gehaltskasse besoldeten Dienstnehmers dessen

Wohnung teilt oder sich mit seiner Einwilligung
außerhalb seiner Wohnung nicht zu Erwerbs-
zwecken, sondern zu Zwecken der Erziehung und
Ausbildung im Inland oder im Ausland aufhält.

(4) Für ein Kind gebührt die Kinderzulage nur
einmal. Werden beide Elternteile durch die Ge-
haltskasse besoldet, so gebührt die Kinderzulage
demjenigen Elternteil, zu dessen Haushalt das
Kind gehört (Abs. 3 zweiter Satz).

(5) Ob ein Kind als unversorgt anzusehen ist,
ist nach den jeweils für die Bundesbediensteten
geltenden Vorschriften zu beurteilen.

§ 24. (1) Die Höhe der Haushaltszulage ist
gleich der der Kinderzulage.

(2) Die Haushaltszulage gebührt
a) verheirateten von der Gehaltskasse besol-

deten Dienstnehmern;
b) verwitweten von der Gehaltskasse besol-

deten Dienstnehmern, die eine Kinderzu-
lage für ein Kind erhalten, das im Zeit-
punkt des Todes des anderen Ehegatten
zum Haushalt dieses Dienstnehmers oder
des verstorbenen Ehegatten gehört hat
oder das nachher geboren wurde und aus
der aufgelösten Ehe stammt;

c) geschiedenen von der Gehaltskasse besol-
deten Dienstnehmern, die eine Kinderzu-
lage für ein Kind erhalten, das im Zeit-
punkt der Scheidung zum Haushalt des
Dienstnehmers oder des anderen Ehegatten
gehört hat oder das nachher geboren wurde
und aus der aufgelösten Ehe stammt, fer-
ner, wenn der geschiedene von der Ge-
haltskasse besoldete Dienstnehmer ver-
pflichtet ist, für den Unterhalt der geschie-
denen Gattin ganz oder teilweise zu sorgen.

§ 25. Für jeden unversorgten Elternteil eines
von der Gehaltskasse besoldeten Dienstnehmers
kann jeweils bis zur Dauer eines Jahres ein Be-
trag bis zum Höchstausmaß einer Kinderzulage
als Aushilfe gewährt werden.

§ 26. Verheirateten von der Gehaltskasse be-
soldeten weiblichen Dienstnehmern gebühren
Familienzulagen nur, wenn sie als Familiener-
halter anzusehen sind.

§ 27. (1) Der von der Gehaltkasse besoldete
Dienstnehmer ist verpflichtet, jede Tatsache, die
für den Anfall und die Einstellung von Fami-
lienzulagen von Bedeutung ist, binnen einem
Monat nach Eintrit t der Tatsache, wenn er aber
nachweist, daß er von dieser Tatsache erst später
Kenntnis erlangt hat, binnen einem Monat nach
Kenntnis der Gehaltskasse unter Vorlage der
entsprechenden Belege bekanntzugeben.

(2) Über Zuerkennung und Einstellung von
Familienzulagen hat die Gehaltkasse Bescheide zu
erlassen.
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W e i t e r z a h l u n g d e r B e z ü g e b e i
D i e n s t v e r h i n d e r u n g .

§ 28. (1) Ist ein Dienstnehmer nach Antritt des
Dienstverhältnisses durch Krankheit oder Un-
glücksfall an der Leistung seines Dienstes ver-
hindert, ohne daß er die Verhinderung vorsätz-
lich oder durch grobe Fahrlässigkeit herbeige-
führt hat, so behält er seinen Anspruch auf die
Bezüge bis zur Dauer von sechs Wochen. Der
Anspruch auf die Bezüge erhöht sich auf die
Dauer von acht Wochen, wenn das Dienstver-
hältnis fünf Jahre, von zehn Wochen, wenn
es 15 Jahre, und von zwölf Wochen, wenn es
25 Jahre gedauert hat. Durch je weitere vier
Wochen behält der Dienstnehmer den Anspruch
auf die halben Bezüge.

(2) Tritt innerhalb eines halben Jahres nach
Wiederantritt des Dienstes abermals eine Dienst-
verhinderung ein, so hat der Dienstnehmer für
die Zeit der Dienstverhinderung, soweit die Ge-
samtdauer der Verhinderungen die im Abs. 1
bezeichneten Zeiträume übersteigt, Anspruch nur
auf die Hälfte der ihm gemäß Abs. 1 gebühren-
den Bezüge.

(s) Der Dienstnehmer behält ferner den An-
spruch auf seine Bezüge, wenn er durch andere
wichtige seine Person betreffende Gründe ohne
sein Verschulden während einer verhältnismäßig
kurzen Zeit an der Leistung seiner Dienste ver-
hindert ist.

(4) Weibliche Dienstnehmer, die gemäß den
hiefür geltenden Vorschriften vor und nach ihrer
Entbindung nicht beschäftigt werden dürfen, er-
halten für diese Zeit keine Bezüge, wenn die
laufenden Leistungen des Trägers der gesetz-
lichen Krankenversicherung für diese Zeit, mit
Ausnahme des Stillgeldes, die Höhe der vollen
Bezüge, vermindert um die gesetzlichen Abzüge,
erreichen; ist dies nacht der Fall, so erhalten sie
eine Ergänzung auf die vollen Bezüge. Diese
Dienstverhinderung gilt nicht als Dienstverhinde-
rung im Sinne des Abs. 1.

A b f e r t i g u n g .

§ 29. Der Anspruch auf Abfertigung richtet
sich nach den Bestimmungen des Angestellten-
gesetzes, BGBl. Nr. 292/1921.

T o d f a l l s b e i t r a g .

§ 30. (1) Stirbt ein Dienstnehmer während des
Bestandes eines Dienstverhältnisses, auf Grund
dessen er durch die Gehaltskasse besoldet wird,
oder innerhalb von 14 Tagen nach Beendigung
eines solchen Dienstverhältnisses, so gebührt ein
Todfallsbeitrag in der Höhe der dreifachen der
dem zuletzt gemeldeten Dienstausmaß ent-
sprechenden Monatsbezüge.

(2) Auf den Todfallsbeitrag hat zunächst der
überlebende Eheteil Anspruch, der mit dem Ver-

storbenen bis zum Ableben in Ehegemeinschaft
gelebt hat.

(3) Wenn kein anspruchsberechtigter Eheteil
vorhanden ist, gebührt der Todfallsbeitrag den
in der Obsorge des Verstorbenen gestandenen
ehelichen Nachkommen,

(4) Sind auch solche Nachkommen nicht vor-
handen, so ist der Todfallsbeitrag oder ein Teil
davon jenen physischen Personen, die die
Kosten des Begräbnisses aus eigenen Mitteln be-
stritten haben, zu gewähren.

V o r s c h u ß .

§ 31. (1) Wenn ein Dienstnehmer unverschuldet
in eine Notlage geraten ist oder wenn sonstige
berücksichtigungswürdige Gründe vorliegen,
kann ihm auf sein Ansuchen der Vorstand der
Gehaltskasse einen unverzinslichen, binnen läng-
stens 24 Monaten rückzahlbaren Vorschuß bis
zur Höhe von drei Monatsbezügen gewähren,
vorausgesetzt, daß die Rückzahlungsraten in dem
unbelasteten pfändbaren Teil der Bezüge des
Dienstnehmers gedeckt sind.

(2) Eine weitergehende Begünstigung bei der
Bewilligung von Vorschüssen kann auf Grund
eines mit Zweidrittelmehrheit zu fassenden Be-
schlusses des Vorstandes der Gehaltskasse ge-
währt werden. Hiebei sind auch die Rückzah-
lungsbedingungen und etwa gebotene Sicherungs-
maßnahmen sowie die Aufrechnung der durch
die Gewährung eines solchen Vorschusses der Ge-
haltskasse selbst entstandenen Kosten fest-
zusetzen.

A n f a l l u n d E i n s t e l l u n g d e r B e z ü g e .

§ 32. (1) Der Anspruch auf den Gehalt beginnt
mit dem Tage des Dienstantrittes und endet mit
der Beendigung des Dienstverhältnisses.

(2) Bei Bezugsänderungen ist, sofern nicht
anderes festgelegt wird oder sich aus diesen Be-
stimmungen ergibt, der Tag des Wirksamwerdens
der bezüglichen Maßnahme bestimmend.

(3) Gebührt der Gehalt nur für einen Teil des
Monats oder ändert sich im Laufe eines Monats
die Höhe des Gehalts, so entfällt auf jeden Kalen-
dertag ein Dreißigstel des entsprechenden
Monatsgehalts.

(4) Die Bestimmungen! der Abs. 1 und 3 gelten
auch für die Familienzulage.

(5) Ha t der von der Gehaltskasse besoldete
Dienstnehmer die Meldung nach § 27 rechtzeitig
erstattet, so gebührt die Kinderzulage für ein
eheliches Kind schon ab dem Monat der Geburt,
die Haushaltszulage schon ab dem Monat der
Verehelichung.

(6) Ha t der von der Gehaltskasse besoldete
Dienstnehmer die Meldung nach § 27 nicht recht-
zeitig erstattet, so gebührt die Familienzulage erst
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von dem der Meldung nächstfolgenden Monats-
ersten oder, wenn die Meldung am einem Monats-
ersten erstattet wurde, von diesem Tage an.

(7) Die Bestimmungen der Abs. 1, 4, 5 und 6
gelten für die Entlohnung der Aspiranten sinn-
gemäß.

(8) Der Anspruch auf Vorrückung aus einer
Gehaltsstufe des Gehaltsschemas in die nächst-
höhere gebührt ab dem Ersten des Monats, in
dem die Voraussetzung für die Vorrückung er-
füllt ist.

A u s z a h l u n g .

§ 33. (1) Der Gehalt, die Entlohnung und die
Familienzulagen sind für den Kalendermonat zu
berechnen und am Letzten jedes Monats oder,
wenn der Monatsletzte auf einen Sonn- oder
gesetzlichen Feiertag fällt, am vorhergehenden
Werktag im nachhinein auszubezahlen.

(2) Die für die Zeit vom 1. Dezember bis
31. Mai gebührende Sonderzahlung ist spätestens
bis 10. Juni, die für die Zeit vom 1. Juni bis
30. November gebührende Sonderzahlung bis
spätestens 10. Dezember auszuzahlen.

(3) Für Dienstnehmer, deren Dienstverhältnis
vor Ablauf des Zeitraumes endet, für den die
Sonderzahlung gebührt, wird die Sonderzahlung
mit dem Tage des Ausscheidens aus dem Dienst-
verhältnis fällig.

G e l t e n d m a c h u n g d e r A n s p r ü c h e .

§ 34. Ansprüche gegen die Gehaltskasse auf
Zahlung der nach diesem Bundesgesetz gebühren-
den Bezüge sind beim Arbeitsgericht geltend zu
machen. Örtlich zuständig ist nach Wahl des
Klägers das Arbeitsgericht am Sitze der Gehalts-
kasse oder dasjenige, in dessen Bezirk der Kläger
seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt
hat. Das Arbeitsgericht hat seiner Entscheidung
die von der Gehaltskasse über die Anrechnung
von Dienstzeiten und über die Vorrückung in
höhere Bezüge (§ 21 Abs. 1) und über die Zuer-
kennung oder Einstellung von Familienzulagen
(§ 27 Abs. 2) erlassenen rechtskräftigen Bescheide
zugrunde zu legen.

B. Zuwendungen.

§ 35. Nach Maßgabe der hiefür vorhandenen
Mittel (§ 49 Abs. 3) kann die Gehaltskasse be-
dürftigen Pharmazeuten, deren Angehörigen oder
den Hinterbliebenen nach Pharmazeuten Zuwen-
dungen gewähren. Desgleichen können Zuwen-
dungen zur Verhütung des Eintrittes eines wirt-
schaftlichen Notstandes gewährt werden.

C. Verrechnung ärztlicher Verschreibungen für
Rechnung begünstigter Bezieher.

§ 36. (1) Alle Forderungen, die den Inhabern
von öffentlichen Apotheken und von Anstalts-

apotheken aus Lieferungen auf Grund ärztlicher
Verschreibung gegenüber begünstigten Beziehern
(§ 1 Abs. 2 lit. b) zustehen, gehen im Zeitpunkte
ihrer Entstehung an die Gehaltskasse über und
können nur von dieser geltend gemacht werden.

(2) Die Leiter der öffentlichen Apotheken und
der Anstaltsapotheken haben die ärztlichen Ver-
schreibungen (Rezepte), auf Grund deren Liefe-
rungen für Rechnung der begünstigten Bezieher
erbracht worden sind, nach Taxierung und Er-
stellung der Abrechnung bei der Gehaltskasse
einzureichen.

(3) Die Gehaltskasse hat die auf Grund der Ab-
rechnungen der ärztlichen Verschreibungen sich
ergebenden Beträge binnen 14 Tagen nach ihrer
Einreichung an den Inhaber der Apotheke, von
der die Lieferung erbracht wurde, zu Handen
des verantwortlichen Leiters zu bezahlen.

III. ABSCHNITT.

Verfahren.

§ 37. (1) Gegen die Bescheide gemäß den §§ 9,
21 und 27 dieses Bundesgesetzes kann binnen
zwei Wochen nach Zustellung des Bescheides bei
der Gehaltskasse Berufung eingebracht werden.
Einer gegen einen Vorschreibungsbescheid nach
§ 9 dieses Bundesgesetzes eingebrachten Berufung
kommt eine aufschiebende Wirkung nicht zu.
Über die Berufungen entscheidet das Bundesmi-
nisterium für soziale Verwaltung.

(2) Bescheide, die gegen die zwingenden Be-
stimmungen der §§ 15, 16 Abs. 1 lit. b und d, 18,
19, 23 Abs. 1, 24 und 26 dieses Bundesgesetzes
verstoßen, leiden an einem mit Nichtigkeit be-
drohten Fehler.

(3) Eine Nichtigerklärung nach Abs. 2 reicht
auf den Zeitpunkt zurück, zu dem der nichtig
erklärte Bescheid zugestellt worden ist.

IV. ABSCHNITT.

Aufbau der Verwaltung.

A. Organe.

§ 38. Die Organe der Gehaltskasse sind:
a) die Delegiertenversammlung,
b) der Vorstand,
c) zwei Obmänner und zwei Obmannstell-

vertreter,
d) zwei Rechnungsprüfer und zwei Rech-

nungsprüferstellvertreter.

D i e D e l e g i e r t e n v e r s a m m l u n g .

§ 39. (1) Die Delegiertenversammlung hat aus
72 Mitgliedern zu bestehen, von denen je die
Hälfte der Abteilung der Dienstnehmer und der
Abteilung der Dienstgeber anzugehören hat.
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(2) Die Mitglieder der Delegiertenversammlung
sind mit den nach den Bestimmungen des Apo-
thekerkammergesetzes, BGBl. Nr . 152/1947, ge-
wählten Mitgliedern der Delegiertenversamm-
lung der Österreichischen Apothekerkammer
personengleich. Die Wahl der Delegierten der
Österreichischen Apothekerkammer ist daher
gleichzeitig die Wahl der Delegierten der Ge-
haltskasse.

(3) Der Delegiertenversammlung obliegt:
a) die Wahl des Vorstandes der Gehaltskasse,
b) die Wahl der Obmänner und der Obmann-

stellvertreter,
c) die Wahl der beiden Rechnungsprüfer und

deren Stellvertreter,
d) die Beschlußfassung über die Verwaltung

des Reservefonds,
e) die Beschlußfassung über die Verwaltung

des Unterstützungsfonds und die Dotie-
rung seiner einzelnen Konten,

f) die Beschlußfassung über Vorlagen des
Vorstandes,

g) die Entgegennahme des Berichtes der Rech-
nungsprüfer über die Gebarung der Ob-
männer und des Vorstandes,

h) die Genehmigung des Rechnungsabschlusses
und des Rechenschaftsberichtes der Ob-
männer und des Vorstandes sowie die Er-
teilung der Entlastung für diese Organe,

i) die Verfügung über das Vermögen der Ge-
haltskasse.

§ 40. (1) Die Delegiertenversammlung ist bin-
nen einem Monat nach ihrer Wahl vom Bun-
deskommissär der Gehaltskasse (§ 55 Abs. 2) ein-
zuberufen.

(2) Die Delegiertenversammlung ist von den
Obmännern nach Bedarf, mindestens aber ein-
mal im Jahr, einzuberufen. Überdies ist die Dele-
giertenversammlung binnen acht Tagen einzu-
berufen:

a) wenn es vom Vorstande oder von der
Delegiertenversammlung selbst beschlossen
wird;

b) wenn es mindestens 18 Mitglieder der De-
legiertenversammlung schriftlich verlangen;

c) wenn es vom Bundesministerium für so-
ziale Verwaltung als Aufsichtsbehörde ver-
langt wird.

(3) Die Delegiertenversammlung ist beschluß-
fähig, wenn mindestens je zwölf Mitglieder aus
der Abteilung der Dienstnehmer und der der
Dienstgeber anwesend oder gemäß der Bestim-
mung des Abs. 5 vertreten sind.

(4) Im Falle der Beschlußunfähigkeit ist eine
mit der gleichen Tagesordnung unter Einhaltung
einer 14tägigen Frist einberufene Delegiertenver-
sammlung ohne Rücksicht auf die Zahl der er-
schienenen Mitglieder beschlußfähig.

(5) Die Mitglieder der Delegiertenversammlung
können bei begründeter Verhinderung durch ein
anderes Mitglied der Delegiertenversammlung
aus der gleichen Abteilung mit Vollmacht ver-
treten werden. Ein Mitglied darf nur mit einer
Vollmacht betraut werden.

§ 41. (1) Die Delegiertenversammlung hat ihre
Beschlüsse mit einfacher Stimmenmehrheit zu
fassen.

(2) Ein Exemplar der über den Verlauf der
Delegiertenversammlung zu führenden Verhand-
lungsschrift ist dem Bundesministerium für so-
ziale Verwaltung binnen vier Wochen vorzu-
legen. Aus der Verhandlungsschrift haben die
Beschlußfähigkeit, die gefaßten Beschlüsse und
die Ar t ihres Zustandekommens ersichtlich zu
sein.

D e r V o r s t a n d .

§ 42. (1) Der Vorstand hat aus 14 Mitgliedern,
von denen je die Hälfte der Abteilung der Dienst-
nehmer und der Abteilung der Dienstgeber anzu-
gehören hat, zu bestehen.

(2) Die Mitglieder des Vorstandes sind von der
Delegiertenversammlung zu wählen, wobei die
Vorstandsmitglieder aus der Abteilung der
Dienstnehmer sowie die Vorstandsmitglieder aus
der Abteilung der Dienstgeber von den Delegier-
ten der Abteilung zu wählen sind, der sie ange-
hören.

(3) Zum Vorstandsmitglied ist gewählt, wer
jeweils die größte Anzahl der gültigen Stimmen
auf sich vereinigt. Bei Stimmengleichheit ist der
Wahlvorgang einmal zu wiederholen, bei noch-
maliger Stimmengleichheit entscheidet das Los.

(4) Dem Vorstand obliegt:
a) die Überwachung der Durchführung der

Beschlüsse der Delegiertenversammlung und
die Beratung der Obmänner der Gehalts-
kasse sowie die Beschlußfassung über alle
wichtigeren, nicht zum gewöhnlichen Ge-
schäftsbetrieb der Gehaltskasse gehörenden
Angelegenheiten, soweit sie nicht der Be-
schlußfassung durch die Delegiertenver-
sammlung vorbehalten sind,

b) die Aufsicht über die finanzielle Gebarung,
c) die Beschlußfassung über die Dienst-

ordnung,
d) die Vorbereitung aller der Delegierten-

Versammlung zukommenden Angelegen-
heiten,

e) die Entscheidung über Ansuchen um An-
rechnung von Gehaltskassendienstzeiten
sowie die Festsetzung der Anrechnungs-
beträge,

f) die Stundung von Mitgliedsbeiträgen, von
Gehaltskassenumlagen und von Risken-
ausgleichsbeiträgen,
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g) die Gewährung von Vorschüssen,
h) die Entscheidung über die Zuerkennung

von Todfallsbeiträgen und Aushilfen,
i) die Beschlußfassung über die Ar t von

Kundmachungen,
j) die Gewährung von Zuwendungen,

k) die Festsetzung der Gehaltskassenumlagen,
des Riskenausgleichsbeitrages und der Mit-
gliedsbeiträge,

l) die Festsetzung der Gehalts(Entlohnungs)-
schemen, der Sonderzahlungen und Fami-
lienzulagen,

m) die Entscheidung über Aufnahme, Kündi-
gung und Entlassung von Angestellten der
Gehaltskasse sowie über die Anrechnung
von Vordienstzeiten dieser Angestellten
und die Gewährung von Vorschüssen an sie.

(5) Der Vorstand ist berechtigt, Entscheidungen
über die im Abs. 4 lit. g, h, j und m genannten
Angelegenheiten den Obmännern zu übertragen.

(6) In der Dienstordnung (Abs. 4 lit. c) sind
die dienst-, besoldungs- und pensionsrechtlichen
Verhältnisse der Angestellten und sonstigen
Hilfskräfte der Gehaltskasse unter Bedacht-
nahme auf die gesetzlichen Bestimmungen des
Arbeits- und Sozialversicherungsrechts zu regeln
und Vorsorgen für die fachliche Ausbildung der
Bediensteten zu treffen; die Dienstordnung darf
den öffentlichen Interessen vorn Gesichtspunkte
der durch die Gehaltskasse zu besorgenden Auf-
gaben nicht entgegenstehen und muß der wirt-
schaftlichen Leistungsfähigkeit der Gehaltskasse
Rechnung tragen.

§ 43. (1) Der Vorstand t r i t t nach Bedarf zu-
sammen. Er wird von den Obmännern ein-
berufen. Er ist binnen drei Tagen einzuberufen,
wenn, dies von vier Vorstandsmitgliedern oder
vom Bundesministerium für soziale Verwaltung
als Aufsichtsbehörde verlangt wird.

(2) Der Vorstand ist beschlußfähig, wenn min-
destens je drei Mitglieder aus der Abteilung der
Dienstnehmer und der der Dienstgeber anwesend
sind. Im Falle der Beschlußunfähigkeit ist der
Vorstand mit der gleichen Tagesordnung unter
Einhaltung einer vierzehntägigen Frist ohne
Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Mitglie-
der beschlußfähig.

(3) Die Mitglieder des Vorstandes können bei
Verhinderung durch ein anderes Mitglied des
Vorstandes aus der gleichen Abteilung mit Voll-
macht vertreten werden. Ein Mitglied darf nur
mit einer Vollmacht betraut werden.

(4) Der Vorstand faßt seine Beschlüsse mit ein-
facher Stimmenmehrheit .

(5) Ein Exemplar der über den Verlauf der
Vorstandssitzung zu führenden Verhandlungs-
schrift ist dem Bundesministerium für soziale
Verwaltung binnen vier Wochen vorzulegen. Aus

der Verhandlungsschrift haben die Beschlußfähig-
keit, die gefaßten Beschlüsse und die Ar t ihres
Zustandekommens ersichtlich zu sein.

D i e O b m ä n n e r .

§ 44. (1) Die Obmänner und deren Stellver-
treter werden von der Delegiertenversammlung
aus den Mitgliedern des Vorstandes gewählt.
Von den Obmännern und deren Stellvertretern
haben der erste Obmann und dessen Stellver-
treter der Abteilung der Dienstnehmer, der
zweite Obmann und dessen Stellvertreter der
Abteilung der Dienstgeber anzugehören.

(2) Die Obmänner und deren Stellvertreter
sind von den Delegierten ihrer Abteilungen aus
den Mitgliedern des Vorstandes zu wählen. Zum
Obmann oder Obmannstellvertreter ist gewählt,
wer jeweils die größte Anzahl der gültig abge-
gebenen Stimmen auf sich vereinigt. Bei Stim-
mengleichheit ist der Wahlgang einmal zu wie-
derholen, bei nochmaliger Stimmengleichheit ent-
scheidet das Los.

(3) Die Obmänner und die Obmannstellver-
treter bleiben auch dann Mitglieder des Vor-
standes der Gehaltskasse, wenn sie ihre Funkt ion
als Obmann oder Obmannstellvertreter zurück-
legen.

(4) Den Obmännern obliegt:
a) die Vertretung der Gehaltskasse nach

außen,
b) die Leitung und Überwachung der ge-

samten Geschäftsführung der Gehaltskasse,
c) die Einberufung der Sitzungen der Dele-

giertenversammlung und des Vorstandes
sowie die Festsetzung der Tagesordnungen,

d) die Kundmachung der H ö h e der Gehalts-
kassenumlagen, der Bezüge und des Risken-
ausgleichsbeitrages,

e) die Entscheidung in den ihnen vom Vor-
stand übertragenen Angelegenheiten.

(5) Den Vorsitz in den Sitzungen der Dele-
giertenversammlung und des Vorstandes hat der
erste Obmann und in dessen Verhinderung sein
Stellvertreter, Ist auch dieser verhindert , kommt
der Vorsitz dem zweiten Obmann, in dessen
Verhinderung seinem Stellvertreter zu.

(6) Die Obmänner sind verpflichtet, in Zweifels-
fällen die Entscheidung des Bundesministeriums
für soziale Verwaltung einzuholen.

D i e R e c h n u n g s p r ü f e r .

§ 45. (1) Die Rechnungsprüfer und die Rech-
nungsprüferstellvertreter, von denen je einer der
Abteilung der Dienstnehmer und der der Dienst-
geber anzugehören hat, werden von den Dele-
gierten der Abteilung, der sie angehören, ge-
wählt.
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(2) Zum Rechnungsprüfer oder Rechnungsprü-
ferstellvertreter ist gewählt, wer jeweils die
größte Anzahl der gültig abgegebenen Stimmen
auf sich vereinigt. Bei Stimmengleichheit ist der
Wahlgang einmal zu wiederholen, bei nochma-
liger Stimmengleichheit entscheidet das Los. Mit-
glieder der Delegiertenversammlung und des
Vorstandes sind zu Rechnungsprüfern oder
Rechnungsprüferstellvertretern nicht wählbar.

(3) Die Rechnungsprüfer haben die Gebarung
der Gehaltskasse dahin zu überprüfen, ob sie den
geltenden Bestimmungen entspricht und sparsam,
wirtschaftlich sowie zweckmäßig geführt wird.
Es obliegt ihnen, alljährlich nach Schluß des Ge-
schäftsjahres den Rechnungsabschluß zu überprü-
fen und der Delegiertenversammlung hierüber
antragstellend zu berichten.

G e m e i n s a m e B e s t i m m u n g e n .

§ 46. (1) Bei den Wahlhandlungen nach den
§§ 42 Abs. 2, 44 Abs. 2 und 45 Abs. 2 führt in
jeder Abteilung das an Lebensjahren älteste Mit-
glied den Vorsitz.

(2) Wird ein Mandat (Vorstandsmitglied, Ob-
mann, Obmannstellvertreter, Rechnungsprüfer
oder Rechnungsprüferstellvertreter) frei, so hat
binnen vier Wochen die Nachwahl stattzufinden.

(3) Wird durch Rücktritt von Mitgliedern der
Delegiertenversammlung diese beschlußunfähig,
so sind innerhalb einer Frist von sechs Wochen
nach erlangter Kenntnis von diesem Umstande
vom Bundesministerium für soziale Verwaltung
Neuwahlen anzuordnen. Diese Neuwahlen wir-
ken auch für die Delegiertenversammlung der
Österreichischen Apothekerkammer.

§ 47. Die Obmänner und ihre Stellvertreter
haben vor ihrem Amtsantritt zu Handen des
Bundesministers für soziale Verwaltung, die
übrigen Vorstandsmitglieder zu Handen des
ersten Obmannes ein Gelöbnis auf die Einhal-
tung der Gesetze und die getreue Erfüllung ihrer
Obliegenheiten abzulegen.

B. Geschäftsführung.

V e r m ö g e n s g e b a r u n g .

§ 48. (1) Die Gehaltskasse hat für jedes ab-
gelaufene Geschäftsjahr einen Rechnungsabschluß
aufzustellen, der jedenfalls aus einer Erfolgs-
rechnung und einer Schlußbilanz bestehen muß.
Außerdem sind ein Geschäftsbericht und stati-
stische Nachweisungen zu verfassen.

(2) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr,

§ 49. (1) Die Gehaltskasse hat die Durchführung
der ihr durch dieses Bundesgesetz übertragenen
Besoldung der pharmazeutischen Dienstnehmer
durch die Anlegung eines Reservefonds jederzeit
sicherzustellen.

(2) Dem Reservefonds ist 1 v. H. der jeweils
eingehenden Gehaltskassenumlagen und Risken-
ausgleichsbeiträge zuzuführen. Die Höhe des
Reservefonds darf die Hälfte des Betrages nicht
übersteigen, der im abgelaufenen Geschäftsjahr
an Gehaltskassenumlagen eingegangen ist.

(3) Die Eingänge an Mitgliedsbeiträgen sowie
allfällige Überschüsse aus dem Reservefonds sind
einem Unterstützungsfonds zuzuführen. Aus den
Mitteln dieses Fonds sind die im § 35 angeführ-
ten Aufgaben zu bestreiten.

§ 50. Die zur Anlage verfügbaren Mittel sind
nutzbringend anzulegen. Barbeträge sind bei
mindestens zwei Kreditunternehmungen ein-
zulegen. Sonstiges Vermögen, insbesondere Im-
mobilien, sind mit der Sorgfalt eines ordentlichen
Kaufmannes zu verwalten.

V e r w a l t u n g .

§ 51. Die Konzepts-, Buchhaltungs-, Kassen-
und Kanzleigeschäfte der Gehaltskasse werden
durch eine Verwaltungsstelle in Verwaltungs-
gemeinschaft mit dem Kammeramt der Österrei-
chischen Apothekerkammer besorgt. Die Ver-
waltungsstelle wird vom Kammerdirektor der
Österreichischen Apothekerkammer geleitet und
unterliegt der Aufsicht der Obmänner der
Gehaltskasse.

V e r s c h w i e g e n h e i t s p f l i c h t .

§ 52. (1) Die Mitglieder der Organe der
Gehaltskasse und deren Stellvertreter sind hin-
sichtlich der ihnen in Ausübung ihrer Funktion
oder mit Beziehung auf diese bekannt gewor-
denen Angelegenheiten zur Verschwiegenheit ver-
pflichtet. Sie sind jedoch in Erfüllung ihrer Auf-
gaben berechtigt, die Standesöffentlichkeit unter
Wahrung wirtschaftlicher und persönlicher Inter-
essen der Mitglieder der Gehaltskasse über ihre
Tätigkeit zu unterrichten.

(2) Die Angestellten der Gehaltskasse haben
über alle ihnen in Ausübung ihrer Tätigkeit oder
mit Beziehung auf diese bekannt gewordenen
Angelegenheiten, die im Interesse des Apotheker-
standes oder im Interesse eines Mitgliedes der
Gehaltskasse Geheimhaltung erfordern oder
ihnen als vertraulich bezeichnet worden sind,
gegen jedermann, dem sie über solche Angelegen-
heiten eine Mitteilung zu machen nicht verpflich-
tet sind, strengstes Stillschweigen zu beobachten.

(3) Das Bundesministerium für soziale Ver-
waltung kann die in den Abs. 1 und 2 genannten
Personen von der Verschwiegenheitspflicht auf
Verlangen eines Gerichtes oder einer Verwal-
tungsbehörde entbinden, wenn dem kein öffent-
liches Interesse entgegensteht.

R e c h t s v e r b i n d l i c h e Z e i c h n u n g .

§ 53. (1) Für die Gehaltskasse zeichnen die Ob-
männer gemeinsam.
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(2) Die Obmänner sind berechtigt, zur Zeich-
nung für die Gehaltskasse dem Kammerdirektor
der Österreichischen Apothekerkammer als Leiter
der Verwaltungsstelle der Gehaltskasse im Rah-
men der Geschäftsordnung Zeichnungsbefugnis
zu erteilen.

K u n d m a c h u n g e n .
§ 54. Die Kundmachungen der Gehaltskasse

haben durch Einschaltung in das „Amtsblatt zur
Wiener Zeitung" sowie in Fachblättern, die vom
Vorstand bestimmt werden, zu erfolgen.

V. ABSCHNITT.
Aufsicht des Bundes.

§ 55. (1) Die Gehaltskasse untersteht der Auf-
sicht des Bundesministeriums für soziale Ver-
waltung.

(2) Das Bundesministerium für soziale Ver-
waltung übt sein Aufsichtsrecht insbesondere
durch einen Bundeskommissär aus, der aus dem
Stande der rechtskundigen Beamten zu bestellen
ist. Der Bundeskommissär ist berechtigt, an den
Sitzungen des Vorstandes und an der Delegierten-
versammlung teilzunehmen. Für den Bundes-
kommissär ist ein Stellvertreter, der gleichfalls
aus dem Stande der rechtskundigen Beamten des
Bundesministeriums für soziale Verwaltung zu
entnehmen ist, zu bestellen.

§ 56. Das Bundesministerium für soziale Ver-
waltung hat Beschlüsse der Organe der Gehalts-
kasse, die gegen bestehende Rechtsvorschriften
verstoßen, aufzuheben.

§ 57. (1) Das Bundesministerium für soziale
Verwaltung hat durch Verfügung den Vorstand
der Gehaltskasse abzuberufen, wenn dieser seine
Befugnisse überschreitet, seine Aufgaben vernach-
lässigt oder beschlußunfähig wird.

(2) In den Fällen des Abs. 1 hat das Bundes-
ministerium für soziale Verwaltung nach An-
hörung der Österreichischen Apothekerkammer
einen Verwalter zu ernennen, dem ein sechs-
gliedriger Ausschuß als Beirat beizugeben ist.

(3) Der Verwalter und die Mitglieder des Bei-
rates müssen der Gehaltskasse als wählbare Mit-
glieder angehören. Die Mitglieder des Beirates
müssen zur Hälfte der Abteilung der Dienst-
nehmer und zur Hälfte der Abteilung der Dienst-
geber angehören. Mitglieder der Delegiertenver-
sammlung der Gehaltskasse dürfen weder zum
Verwalter ernannt, noch zu Beiratsmitgliedern
bestellt werden.

(4) Der Verwalter hat bis zur Beendigung der
Neuwahl des Vorstandes die Geschäfte der Ob-
männer und des Vorstandes zu führen.

(5) Die Neuwahl des Vorstandes ist spätestens
drei Monate nach Ernennung des Verwalters vor-
zunehmen.

VI. ABSCHNITT.

Übergangs- und Schlußbestimmungen.

§ 58. (1) Dieses Bundesgesetz t r i t t am 1. Juli
1960 in Kraft.

(2) Mit Wirksamkeitsbeginn dieses Bundes-
gesetzes treten außer Kraft:

a) das Gehaltskassengesetz, BGBl. Nr . 23 vom
Jahre 1928, in der Fassung BGBl. Nr . 62
1951;

b) die Verordnung des Bundesministeriums
für soziale Verwaltung vom 6. Juni 1931,
BGBl. Nr . 149, betreffend die Satzungen
für die „Pharmazeutische Gehaltskasse für
Österreich";

c) die Verordnung des Bundesministeriums
für soziale Verwaltung vom 11. Juni 1947,
BGBl. Nr . 162, betreffend die Errichtung
eines Apothekenwiederaufbaufonds ;

d) die Verordnung des Bundesministeriums
für soziale Verwaltung vom 20. Juli 1933,
BGBl. Nr . 340, betreffend die Gehalts-
regelung, den Umlagentarif und den Ris-
kenausgleich der „Pharmazeutischen Ge-
haltskasse für Österreich", in der Fassung
der Verordnung des Reichskommissars für
die "Wiedervereinigung Österreichs mit dem
Deutschen Reich, GBl. f. d. L. Ö. Nr . 1112/
1939, sowie der Verordnungen des Bundes-
ministeriums für soziale Verwaltung vom
15. Juli 1949, BGBl. Nr . 181, vom 15. März
1954, BGBl. Nr . 55, vom 9. Dezember
1955, BGBl. Nr . .252, vom 19. Juni 1957,
BGBl. Nr . 182, und vom 23. April 1958,
BGBl. Nr . 90;

e) die Verordnung des Reichsministers des
Innern und des Generalbevollmächtigten
für den Arbeitseinsatz vom 14. Dezember
1944, RMBliV. Nr . 20, S. 81, über die
Pharmazeutische Gehaltskasse in den Alpen-
und Donaureichsgauen;

f) Verordnung des Bundesministeriums für
soziale Verwaltung vom 9. Februar 1952,
BGBl. Nr . 36, in der Fassung der Verord-
nung BGBl. Nr . 96/1956, betreffend die
Erlassung einer Wahlordnung für die
„Pharmazeutische Gehaltskasse für Öster-
reich".

(3) Bis zur Beschlußfassung des Vorstandes im
Sinne des § 12 dieses Bundesgesetzes gelten das
in der Verordnung des Bundesministeriums für
soziale Verwaltung vom 20. Juli 1933, BGBl.
N r . 340, in der Fassung der Verordnung BGBl.
Nr. 90/1958, betreffend die Gehaltsregelung, den
Umlagentarif und den Riskenausgleich der
„Pharmazeutischen Gehaltskasse für Österreich"
enthaltene Gehaltsschema, die in diesem Gehalts-
schema festgesetzten Grundgehälter, die Familien-
zulagen und die Sonderzahlungen als Bestandteile
dieses Bundesgesetzes weiter.
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(4) Die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses
Bundesgesetzes geltende Regelung der dienst-,
besoldungs- und pensionsrechtlichen Verhältnisse
der Angestellten und sonstigen Hilfskräfte der
Gehaltskasse ist bis zu einer Neuregelung im
Sinne des § 42 Abs. 4 lit. c dieses Bundesgesetzes
weiter anzuwenden.

§ 59. Die im Zeitpunkte des Inkrafttretens
dieses Bundesgesetzes bestehenden Organe der
Gehaltskasse bleiben bis zum Ablauf der Funk-
tionsperiode der Delegiertenversammlung der
Österreichischen Apothekerkammer, die bei
Wirksamkeitsbeginn dieses Bundesgesetzes tätig
ist, in ihrem Amte. Hiebei übernimmt die
Hauptversammlung die nach den Bestimmungen
dieses Bundesgesetzes der Delegiertenversamm-
lung zukommenden Aufgaben.

§ 60. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für soziale Verwal-
tung, hinsichtlich der §§ 9 Abs. 6, 11, 12 Abs. 1,
13, 14, 28 bis 30, 32 Abs. 1 bis 3, 33, 34, 52
und 53 im Einvernehmen mit dem Bundesmini-
sterium für Justiz betraut.

Schärf
Raab Proksch Tschadek

2 5 5 . Verordnung des Bundesministeriums
für Handel und Wiederaufbau vom 11. No-
vember 1959 über bestimmte Erfordernisse

bei der Hinterlegung von Mustern.

Auf Grund des § 7 a Abs. 2 des Musterschutz-
gesetzes 1953, BGBl. Nr . 39, in der Fassung des
Bundesgesetzes vom 18. Feber 1959, BGBl. Nr . 52,
wird verordnet:

§ 1. (1) An Stelle eines nach dem Muster ver-
fertigten Erzeugnisses kann für die Hinterlegung
auch eine Abbildung des Musters (Zeichnung,
Lichtbild o. dgl.) verwendet werden.

(2) Dem Hinterleger steht es frei, zur Ver-
anschaulichung des Musters mehrere Abbildungen
oder Ansichten (Vorderansicht, Rückansicht usw.)
zu hinterlegen. In diesem Fall sind die Abbildun-
gen oder Ansichten mit entsprechenden Auf-
schriften (Vorderansicht usw.) zu versehen. Die
Zugehörigkeit der verschiedenen Abbildungen zu
einem Muster muß deutlich zum Ausdruck ge-
bracht werden.

(3) Der Umstand, daß nicht ein nach dem
Muster verfertigtes Erzeugnis, sondern eine Ab-
bildung hinterlegt wurde; ist im Musterregister
(§ 5 Abs. 3 des Musterschutzgesetzes 1953) an-
zumerken.

§ 2. (1) Werden mehrere Muster in einem ver-
siegelten Umschlag hinterlegt, so sind die zweiten

Stücke dieser Muster (§ 5 Abs. 1 des Muster-
schutzgesetzes 1953) in einem weiteren Umschlag
vorzulegen. Beide Umschläge haben die gleiche
Aufschrift zu tragen.

(2) Die Anzahl der Muster ist auf den Um-
schlägen ersichtlich zu machen. Die in jedem Um-
schlag befindlichen Muster sind durch fortlaufende
Nummern oder andere Bezeichnungen derart zu
kennzeichnen, daß ihre Identifizierung möglich
ist; die einander entsprechenden Stücke der
Muster in den beiden Umschlägen sind mit der-
selben Nummer oder Bezeichnung zu versehen.

§ 3. Die zur Hinterlegung bestimmten Muster
oder die Umschläge dürfen ein Ausmaß von 40 cm
in jeder Ausdehnung nicht überschreiten. Über-
schreiten Muster oder Umschläge dieses Ausmaß,
so haben die Hinterleger an Stelle der nach den
Mustern verfertigten Erzeugnisse Abbildungen zu
hinterlegen.

§ 4. Die Musterrechts-Verordnung 1947, BGBl.
Nr. 234, in der Fassung der Mustergebühren-Ver-
ordnung 1951, BGBl. Nr . 184, wird, soweit sie
nicht bereits durch das Bundesgesetz vom 18. Fe-
ber 1959, BGBl. Nr. 52, außer Kraft getreten ist,
aufgehoben.

Bock

2 5 6 . Kundmachung des Bundesministe-
riums für Handel und Wiederaufbau vom
10. November 1959 über die Aufhebung des
§ 82 der Verordnung des Bundesministeriums
für Handel und Wiederaufbau im Einverneh-
men mit den Bundesministerien für Inneres
und für Verkehr vom 27. März 1947, BGBl.
Nr. 59, über die Regelung des Straßenver-
kehrs (Straßenpolizei-Ordnung — StPolO.)

durch den Verfassungsgerichtshof.

Gemäß Artikel 139 Abs. 2 des Bundes-Verfas-
sungsgesetzes in der Fassung von 1929 und § 60
Abs. 2 des Verfassungsgerichtshofgesetzes 1953,
BGBl. Nr. 85, wird kundgemacht:

1. Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkennt-
nis vom 17. Oktober 1959, Z. V 16/59/9, den § 82
der Verordnung des Bundesministeriums für
Handel und Wiederaufbau im Einvernehmen mit
den Bundesministerien für Inneres und für Ver-
kehr vom 27. März 1947, BGBl. Nr. 59, über die
Regelung des Straßenverkehrs (Straßenpolizei-
Ordnung — StPolO.) als gesetzwidrig auf-
gehoben.

2. Die Aufhebung tritt am Tage der Kund-
machung in Kraft.

Bock
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257. Kundmachung des Bundesministeriums
für soziale Verwaltung vom 12. November
1959, betreffend die Aufhebung des § 65
Abs. 2 zweiter Satz der Verordnung des Bun-
desministeriums für soziale Verwaltung vom
8. August 1947, BGBl. Nr. 221, durch den

Verfassungsgerichtshof.

Gemäß Artikel 139 Abs. 2 des Bundes-Verfas-
sungsgesetzes in der Fassung von 1929 und § 60
Abs. 2 des Verfassungsgerichtshofgesetzes 1953,
BGBl. Nr . 85, wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Er-
kenntnis vom 10. Oktober 1959, Zl. V 15/59/13,
Satz zwei des § 65 Abs. 2 der Verordnung des
Bundesministeriums für soziale Verwaltung vom
8. August 1947, BGBl. Nr . 221, über die Ge-
schäftsordnung und Geschäftsführung der
Betriebsvertretungen (Betriebsrats-Geschäftsord-
nung) als gesetzwidrig aufgehoben.

(2) Die Aufhebung tri t t am Tage der Kund-
machung in Kraft.

Proksch

2 5 8 . Kundmachung des Bundesministeriums
für Finanzen vom 20. November 1959, be-
treffend die Aufhebung der Absätze 2 bis 4
der Verordnung des Bundesministeriums für
Finanzen vom 17. Juni 1957, Zl. 80.976-9/
1957, betreffend die steuerliche Behandlung
von Aufwendungen zur Wiederherstellung
von Gebäuden, die durch Kriegseinwirkung
beschädigt oder zerstört worden sind und
nicht Bestandteil eines Betriebsvermögens

sind, durch den Verfassungsgerichtshof.

Gemäß Art. 139 Abs. 2 des Bundes-Verfas-
sungsgesetzes in der Fassung von 1929 und des
§ 61 des Verfassungsgerichtshofgesetzes 1953,
BGBl. Nr . 85, wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkennt-
nis vom 17. Oktober 1959, Z. V 12/59, die Ab-
sätze 2 bis 4 der Verordnung des Bundesministe-
riums für Finanzen vom 17. Juni 1957, Z. 80.976-
9/1957, betreffend die steuerliche Behandlung von
Aufwendungen zur Wiederherstellung von Ge-
bäuden, die durch Kriegseinwirkung beschädigt
oder zerstört worden sind und nicht Bestandteil
eines Betriebsvermögens sind, als gesetzwidrig
aufgehoben.

(2) Diese Aufhebung tri t t mit dem Tage der
Kundmachung in Wirksamkeit.

Kamitz

2 5 9 . Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 23. November 1959, betreffend
die Ratifikation des Protokolls über gewisse
Abänderungen des Abkommens über die
Internationale Zivilluftfahrt durch Brasilien

und Guinea.

Nach einer Mitteilung des Generalsekretariates
der Internationalen Zivilluftfahrtorganisation
(ICAO) haben folgende weitere Staaten das
Protokoll über gewisse Abänderungen des Ab-
kommens über die Internationale Zivilluftfahrt,
BGBl. Nr. 106/1957, ratifiziert:
Staaten : Datum der Hinterlegung

der Ratifikationsurkunde:

Brasilien 17. Juni 1959
Guinea 26. Juni 1959

Raab

260. Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 23. November 1959 über die Aus-
dehnung des Geltungsbereiches des Zoll-
abkommens über die vorübergehende Ein-
fuhr von Wasserfahrzeugen und Luftfahrzeu-

gen zum eigenen Gebrauch.

Nach einer Mitteilung des Generalsekretariates
der Vereinten Nationen hat die Regierung des
Vereinigten Königreiches von Großbritannien
und Nordirland die Ausdehnung des Geltungs-
bereiches des Zollabkommens über die vorüber-
gehende Einfuhr von Wasserfahrzeugen und
Luftfahrzeugen zum eigenen Gebrauch, BGBl.
Nr. 21/1958, auf Jamaica bekanntgegeben.

Gemäß Artikel 37 des Zollabkommens wird
dieses am 14. Dezember 1959 für Jamaica rechts-
wirksam.

Raab

261. Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 25. November 1959 über weitere
Beitritte und Ratifikationen zum Zoll-

abkommen über Behälter.

Nach Mitteilungen des Generalsekretariates der
Vereinten Nationen haben folgende weitere
Staaten das Zollabkommen über Behälter samt
Unterzeichnungsprotokoll vom 18. Mai 1956,
BGBl. Nr. 22/1958, ratifiziert beziehungsweise
sind diesem beigetreten:

Staaten:
Datum der Hinterlegung
der Ratifikations- bzw.
Beitrittsurkunde :

Frankreich 20. Mai 1959
Kambodscha 4. August 1959
Schweden 11. August 1959

Raab
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